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zurückgekommen ist. In der Stellungnahme hat der 
Bundesrat zur Frage der „Zuziehungspflicht" vor­
geschlagen, die Bundesregierung möge im Ges~tz 
den Arzt verpflichten oder dafür Sorge tragen lassen, 
daß zur Geburt eine Hebamme zugezogen wird. 

Die Bundesregierung, die diesen Vorschlag über­
nehmen will, meint dazu, in Art. 74 Nr. 7 GG (öf­
fentliche Fürsorge) eine Grundlage für die Gesetz­
gebungsbefugnis zu haben, doch steht die Formu­
lierung der Bundesregierung noch aus3. Von der 
Formulierung aber wird es abhängen, ob die Gesetz­
gebungszuständigkeit des Bundes auf Art. 74 Nr. 7 
GG gestützt werden kann. 

Es wäre zu wünschen, daß wenigstens in gewis­
sem Umfang eine „Zuziehungspflicht" in das Bun­
desgesetz kommt, damit nicht einzelne Länder von 
der „Zuziehungspflicht" ganz absehen können. 

Ceczlie Gräfin Lambsdodf 

Beschluß 
Prozeßkostenhilfe 

STREIT 3/84 

Verzögerung als Ausdruck mutwilliger Rechtsverfol­
gung 
FamG Wetter, Beschluß vom 22.6.1984 - 5 F 192/83 -

Die beabsichtigte Rechtsverfolgung erscheint 
mutwillig (§ 114 ZPO). Denn für die von ihm be­
gehrte Rechtsfolge Scheidung der Ehe ist gemäß 
§ 623 ZPO erforderlich, daß das Versorgungsaus­
gleichsverfahren im Verbund durchgeführt werden 
kann. Dazu hat der Antragsgegner die Formulare 
zum Versorgungsausgleich beizubringen. Daß dies 
bis heute nicht geschehen ist, läßt seine beabsichtig­
te Rechtsverfolgung als mutwillig erscheinen, sodaß 
das Prozeßkostenhilfegesuch jedenfalls in diesem 
Stadium des Verfahrens zurückzuweisen war. 

Mitgeteilt von RAin Susanne Pötz-Neuburger, Hamburg 

Die Investitionshilfeabgabe im Unterhaltsrecht 

Zwei minderjährige Kinder im Alter von 15 und 
16 Jahren, die seit der Scheidung der Eltern im 
Jahre 1975 bei der allein sorge berechtigten Mutter 
leben, streiten mit einer im Jahre 1983 gegen den 
Vater erhobenen Abänderungsklage um eine Erhö­
hung ihres Unterhaltes. Im Rahmen dieses Verfah­
rens trug der Beklagte vor, bei der Berechnung sei­
nes monatlichen Durchschnittseinkommens sei min­
dernd zu berücksichtigen, daß er Investitionshilfe­
abgabe in Höhe von 90,- DM monatlich zu leisten 
habe. Die Kläger vertraten die Ansicht, daß diese 
Abgabe nicht zu berücksichtigen sei, weil es sich um 
keine echte Steuer handele und weil diese Abgabe in 
den Jahren 1990 bis 1992 vollständig zurückerstat­
tet werden würde. Auf diese Frage kam es in dem 
Verfahren entscheidend an, da der Beklagte ohne 
Berücksichtigung der Investitionshilfeabgabe in der 
Düsseldorfer Tabelle eine Stufe höher eingruppiert 
werden sollte. Diese Einstufung hätte zu Gunsten 
der Kläger einen Unterschiedsbetrag von monatlich 
120,- DM ausgemacht. 

Die Kläger wurden in der I. und II. Instanz mit 
ihrer Argumentation abgewiesen. Das Kammerge­
richt Berlin führte in seiner Entscheidung vom 21.3. 
84, Az.: 18 UF 4191/83 dazu lediglich aus: 

Der Einwand der Kläger, daß die von dem Beklagten zu 
erbringende Investitionshilfeabgabe nicht berücksichtigt 
werden könne, geht fehl. Es ist zwar richtig, daß es sich 
dabei um keine echte Steuer, sondern um eine rückzahl­
bare Abgabe handelt. Solange sie erhoben wird, mindert 
sie jedoch das Einkommen des Beklagten. Sie wird aller­
dings nach Rückzahlung für die Ansprüche der Kläger 
entsprechend einkommenserhöhend zu berücksichtigen 
sein. 

Die Investitionshilfeabgabe wurde den besser 
Verdienenden mit der Intention auferlegt, den Bun­
deshaushalt zu sanieren. Sie sollte für Personen mit 

einem erhöhten Einkommen nur eine geringe Bela­
stung darstellen und mittelbar die Einkommens­
schwächeren entlasten. Weiterhin wurde ihre Ein­
führung damit begründet, daß eine erhöhte Einzel­
fallgerechtigkeit bei der steuerlichen Belastung er­
zielt werden würde. 

Bei der Berechnung des Kindes- und des Ehegat­
tenunterhalts wird das genaue Gegenteil - eine Be­
lastung der Einkommensschwachen - erreicht: 
nicht nur zahlen die Kinder mittelbar die Investi­
tionshilfeabgabe! Nicht nur spart der eigentlich Ver­
pflichtete an ihr, sondern er verdient sogar: bei einer 
Abgabe von DM 90,- monatlich spart er einen Un­
terhaltsbetrag von DM 120,- monatlich. Er verdient 
demnach DM 30,- monatlich sofort und DM 90,­
monatlich bei Rückzahlung der Abgabe etwa 10 
Jahre später. 

. Ich habe ein Schreiben an den Justizminister, an 
den Finanzminister sowie den Familienminister ge­
sandt, in welchem ich den oben dargestellten Sach­
verhalt schilderte, auf die Absurdität des Ergebnisses 
verwies und ebenso darauf, daß dies kein Einzelfall 
sein dürfte. Als eine mögliche Lösung des Problems 
schlug ich vor, gesetzlich festzulegen, daß die Inve­
stitionshilfeabgabe im Rahmen des bei der Unter­
haltsberechnung anzurechnenden Einkommens 
nicht in Abzug gebracht werden darf. 

Vom Familienminister erhielt ich keinerlei Ant­
wort, der Bundesminister für Finanzen teilte mit, er 
sei für diese Frage nicht zuständig. Der Bundesmini­
ster der Justiz antwortete dahingehend, er verkenne 
zwar nicht die Auswirkungen, die in diesem Fall der 
Abzug der Investitionshilfeabgabe auf die Höhe der 
Unterhaltsansprüche gehabt habe, er habe aber Be­
denken gegen eine gesetzliche Änderung. Er begrün-


